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Einleitung

Am 20. und 21. Januar 2005 fand in Amsterdam eine Tagung zum Thema ’Regieren in Krisenzeiten. Durchsetzungsstrategien und Reformkommunikation in Deutschland und den Niederlanden’ statt. Diese beschlossene Tagung wurde durch das Duitsland Instituut Amsterdam (DIA) in Zusammenarbeit mit der Universität Duisburg-Essen und der Landesregierung Nordrhein-Westfalen veranstaltet. 

Im Mittelpunkt der Tagung stand der Zusammenhang von Durchsetzungs- und Kommunikationsstrategien in Krisenzeiten. Ziel der Tagung war der Austausch von Ideen und Erfahrungen. „Mal über die Grenze schauen“ wie Herr Prof. Dr. Ton Nijhuis, wissenschaftlicher Direktor des DIA, es in seiner Eröffnungsrede nannte. „Leider ist es aber so“, bemerkte Herr Prof. Dr. Karl-Rudolf Korte der Universität Duisburg/Essen “dass man eine Krise erst spüren muss um darüber zu reden“. 

Thematisch war die Tagung in drei Blöcken eingeteilt.

- Im ersten Block wurden die Krisenphänomene und deren politische Lösungsstrategien einleitend aufgearbeitet. Ziel war es, eine Übersicht der bestehenden Krisen, deren Interpretationen und der angestrebten Problemlösungen in Deutschland und in den Niederlanden zu erarbeiten. Prof. Dr. Paul t’Hart der Universiteit Utrecht schilderte niederländische Krisenphänomene. Dr. Christoph Strünck der Universität Duisburg/Essen konzentrierte sich in seiner Präsentation auf die deutsche Situation. 

- Im zweiten Block wurden die möglichen Reformkommunikationsstrategien behandelt. Kernpunkt war die Frage, welche Durchsetzungs- und Kommunikationsstrategien die Regierungen in Berlin und Den Haag wählen. Zu diesem Thema sprachen der niederländische Kommunikationsspezialist Charles Huijskens und Prof. Dr. Karl-Rudolf Korte der Universität Duisburg/Essen. 

- Der dritte Block hatte Reformbündnisse zum Thema. Hierzu waren eingeladen der Leiter der Abteilung Grundsatzfragen des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) Dr. Hans-Joachim Schabedoth und der ehemalige Parlamentarier für die niederländischen Christdemokraten (CDA) Hans Hillen. Beide Redner schilderten ihre Sichtweisen und Erfahrungen zu Reformbündnissen zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen und dem Staat. 

Begrüßung durch Herrn Prof. Dr. Nijhuis des Duitsland Instuut Amsterdam, Herrn Prof. Dr. Korte der Universität Duisburg – Essen & Herrn Dr. Engel der Staatskanzlei Nordrheinwestfalens
In seiner Eröffnungsrede betont Nijhuis, dass man mit dieser Tagung einen Beitrag an die Erfüllung der Bolognaziele leisten will, nämlich das Ziel der ‚kleinen’ akademischen Zusammenarbeit. Die Vorteile internationaler Zusammenarbeit sind evident. Viele Themen würden national diskutiert, während viele Staaten heutzutage mit denselben Problemen zu kämpfen haben, wie Deutschland und die Niederlanden. Obwohl beide Länder verschiedene politische Strukturen haben, lohnt es sich bei einander nach best practice zu schauen. Beide Länder sind Konsensdemokratien. Der Unterschied liegt aber, so Nijhuis, in einer anderen, sanfteren Art der niederländischen Politik. In den Niederlanden bedeutet Konsens nämlich vielmehr ‚beratschlagen’. In Deutschland besteht zwar ein Konsens darüber, dass sich etwas ändern muss, aber nicht über was sich ändern soll. Zum Schluss fügte Nijhuis warnend hinzu, dass voneinander lernen nicht voneinander kopieren bedeuten dürfe. Dafür seien die deutschen und die niederländischen Kulturen zu unterschiedlich. 

Korte erläuterte, dass viele Verteilungskonflikte heutzutage nicht mehr mit Zuwächse lösbar seien. Dieser Weg sei durch die ‚knappen Kassen’ verstellt. Es müssten also andere Lösungswege gefunden werden. 

Engel fügte hinzu, dass seiner Erfahrung nach, die Niederländer viel pragmatischer sind, während die Deutschen oft noch in festen Konzepten denken. Doch man weiß seit Pim Fortuyn auch, dass die niederländische Konsenspolitik zu lange eine Politik hinter verschlossenen Türen gewesen ist. In Deutschland dagegen überwiegt der Parteienstreit, so Engel.    

Block 1

Krisenphänomene des Sozialstaats und politische Lösungsstrategien

Moderation: Jörg Noll

Prof. Dr. Paul `t Hart – Professor der Utrechter Schule für Verwaltung- en Organisationswissenschaften der Universiteit Utrecht

Crisis governance in the Netherlands: Some impressions from comparative research

Gleich zu Anfang warnt `t Hart die Zuhörer, dass auch die Niederlande keine Wundermittel zu bieten haben. Denn jede Krise ist anders und auch in den Niederlanden gibt es ausreichend Krisen. „Eine Krise“, so definiert `t Hart, „ist das Gefühl, dass das Alte nicht mehr funktioniert und dass sich dringend etwas ändern muss“. ´t Hart unterscheidet bei einer Krise drei Phasen. Zum ersten die Urphase der Unsicherheit, des Unbestimmten und der Dringlichkeit. Die zweite Phase beinhaltet das Verstörtsein und Delegitimation. Die dritte Phase ist die des Überganges, des Wechsels, der Reform und der Erneuerung.  

Eine Krise bietet eine Anzahl neuer Möglichkeiten, birgt aber auch Risiken in sich. Für einen amtierenden Politiker oder bestehende Organisationen (status quo Akteure) bedeutet eine Krise oft ein größeres Risiko als für die Opposition oder eine neu installierte Regierung. Für amtierende Regierungen formt eine Krise eine Herausforderung an die Leistungsfähigkeit. Die Krise stört die Arbeitsroutine. Wegen der möglichen Mitverantwortlichkeit für die Krise, besteht die Gefahr einer Legitimationskrise. Für Neulinge, die Opposition, Kritiker usw. bietet eine Krise dahingegen Chancen. Zum ersten führt eine Krise oft zu Massenerregung und fokussiertem Medieninteresse. Durch den Schrei um Erneuerung kann eine Krise zu einer Neubündelung der Kräfte führen und eventuell zu neuen Koalitionen. Gerade für Regierungen die erst kurze Zeit Regierungsverantwortung tragen, bietet eine Krise die Chance zu Veränderungen. Ein gutes Beispiel hierfür ist die Anfangsphase der ersten Labourregierung Tony Blairs. Die damalige wirtschaftliche Krise und das Gefühl der notwendiger Veränderung, boten der neu installierten Regierung die Chance ausgiebige Reformen durchzuführen. Blairs Regierung gab ihrer Vorgängerregierung die Schuld. Hierdurch entstand für die Außenwelt der Eindruck, dass die Blairregierung nicht für die Krise mitverantwortlich sei - blamegame. Die Blairregierung konnte hierdurch carte blanche an ihren Reformen beginnen ohne den Vorwurf zu bekommen, ein Teil der Krise zu sein. Im Fall Blairs kam die Krise zum rechten Zeitpunkt. Es ist Blair gelungen, die Krisenstimmung zu nutzen um ein Reformbündnis zusammenzustellen und die nötigen Reformen durchzuführen. Allerdings können Krisen auch im falschen Moment auftreten, wie der Fall Deutschlands beweist. Es ist der Regierung-Schröder nach ihrem Antritt nicht gelungen, das richtige Reformbündnis zu formen. Die Krise ist nicht richtig genutzt worden. Dies hat zu weiterer Stagnation geführt.

`t Hart nennt vier mögliche Ergebnisse einer Krise. Diese sind: 

1)Keine
: kurzes Medienspektakel und einen kurzfristige politische und moralische Panik 

2)Wiederherstellung:
: Institutions- und politische Systemfestigkeit – Status-Quobehalt 

3)Stagnation

: die Fehler und die Paralyse des Systems bleiben fortbestehen

4)Rekonstruktion
: entweder ein erfolgreiches Pro-Reform Bündnis entsteht oder ein dynamischer Konservatismus bekommt die überhand, was eine langwierige Reform der Status-Quo Akteure beinhaltet  

Fünf Variablen beeinflussen das Endergebnis:

1) der Krisenfaktor
: Wie schlimm ist die Krise und zu welchem Zeitpunkt findet sie statt

2) Institutionsumstände
: 
Entscheidungsrichtlinien und Kompetenzen

3) Ideenreichtum

: Alternativen

4) Politischer Faktor

: Machtskonfigurationen 

5) Akteure


: Führungsstil

`t Hart hat zu Krisenmanagement zwei empirische Untersuchungen durchgeführt. Einmal das SFG-Project (Succes and Failure government = Erfolgs- und Misserfolg Regierungen) und anderseits das ‚Institutional Crisis Project’. 

Beim SFG-project wurden in sechs Länder vier Fälle von Krisenbekämpfung in den Siebzigern, Achtzigern und frühen Neunzigern untersucht. Dazu waren drei Sektoren ausgewählt, nämlich das Bankwesen, die Stahlindustrie und das Gesundheitswesen. In den vier Fällen wurden der politische und der programmatische Erfolg oder Misserfolg Krisenmanagements studiert. Es gab vier mögliche Ergebnisse:

	Programm-


	Politischer



	Programm-


	Politischer




Erfolg

Misserfolg
Es zeigte sich, dass dem programmatischen Erfolg der politische Erfolg, und andersherum, meistens im Wege stand. Die Untersuchung ergab weiter, dass es keine nationale Zusammenhänge gibt. Die Vorgehensweisen in den verschiedenen Sektoren waren sehr unterschiedlich. Deutschland, die Niederlande und Schweden erzielten die besten Ergebnisse bei der Krisenbekämpfung. Im allgemeinen hatten Länder mit Konsenssystemen mehr Erfolg bei der Bekämpfung von Krisen als Länder mit Mehrheitssystemen. 

Beim ‚Institutional Crisis Project’ wurde anhand  qualitativen Studien Krisenmanagement in den Niederlanden untersucht
 . 
Die zweite Untersuchung von `t Hart ergab: Erstens, dass es keine typische niederländische Herangehensweise gibt. Zwischen den verschiedenen Sektoren gibt es nämlich zu große Unterschiede. 

Weiter gibt es auch kein niederländisches Wundermittel. In vielen Fällen dauerte die Krise an, wurde die Reformen abgebrochen und gab es unerwünschten Resultaten. Für den Erfolg des Krisenmanagements ist einerseits die ‚Krisenrhetorik’ besonders wichtig. Wie groß ist die Krise? Wer bekommt die Schuld? Der wirkliche Krisenzustand ist von untergeordneter Wichtigkeit. Ebenfalls ist das richtige Timing entscheidend. Findet die Krise in neuen oder alten Sektoren statt? Findet sie zu einem frühen oder späten Zeitpunkt der Legislaturperiode statt? Handelt es sich um schon lange Zeit amtierende oder neu installierte Beamte beziehungsweise Politiker?

Es gibt drei verschiedene Reformstrategien. Zum einen die ‚crash-down’-methode, eine Methode der großen Schritten und der großen Ziele. Diese Methode ist ‚top-down’, konfliktreich und findet mit der Hilfe von Mehrheitskoalitionen statt. Die zweite Methode ist die ‚negotiated’ oder sozusagen die ausgehandelte Methode. Hierbei werden alle Akteure bei der Lösung des Problems miteinbezogen. Durch einen Konsens sollen große Reformen möglich werden. Die dritte Methode ist ‚depoliticized’ beziehungsweise die entpolitisierte Methode. Durch Kommissionen und Expertenrunden werden Reformen durchgeführt. Dies ist eine Methode die oft in der Europäische Union (EU) angewendet wird. Der letzte Faktor, der über Erfolg und Misserfolg von Reformen entscheidet, sind die Eigenschaften der Akteure selbst, vor allem deren Führungsqualitäten.  

Neben den oben genannten Punkten präsentiert `t Hart zum Ende die folgenden Schlussfolgerungen. Eine Krise bietet die Möglichkeit für Veränderungen. Im Fall einer Krise gibt es die Möglichkeit, Reformkoalitionen zu schmieden, mit denen es möglich ist, weitgehende Reformen durchzuführen, die sonst, wegen der fehlenden Dringlichkeit, nicht möglich wären. In manchen Fällen kann es sogar vorteilhaft sein, eine Krise zu schaffen, um so große Reformprogramme durchsetzen zu können. Man kann dies allerdings nicht verallgemeinern. Es ist sehr schwer den Verlauf einer Krise richtig vorherzusagen. Es gibt leider keine bestimmte Reformstrategie die automatisch Erfolg verspricht. Es besteht ein bestimmtes Spannungsfeld zwischen erfolgreichen Reformprogrammen und politischen Erfolg. Erfolgreiche Reformen gehen oft mit politischem Misserfolgen beziehungsweise schwindendem politischen Rückhalts gepaart. 

Diskussion:

Frage: Wie definiert man Programmerfolg? Wie zum Beispiel bei den Reformen in der Stahlindustrie.

`t Hart: Im Fall meiner Untersuchungen wurde der Misserfolg oder Erfolg von Krisenmanagement durch Experten, die jene Fachbereichen ausgiebig studiert haben, bestimmt.

Frage: Wie verhält sich Krisenmanagement zur Krise in den Niederlanden?

`t Hart: Es existiert durchaus eine Relation zwischen Reformpolitik und dem politischen System. Aber so lange die geführte Politik erfolgreich ist, tritt auch keine Systemkrise auf. 

Frage: Sie sagen, dass die Krisenrethorik wichtiger ist als die wirkliche Krise. Muss die Krisendiagnose aber nicht von den Bürgern geteilt werden?

`t Hart: Vieles läuft über die Inszenierung ab. Wichtig ist es, die Medien richtig einzusetzen. Viel Medienzeit wird für nicht repräsentative Fälle benutzt. Ein passender Begriff hierfür stammt aus der Soziologie, nämlich ‚Moralpanik’. Die Mobilisation der Bürger geschieht mit Metaphoren und packenden Geschichten.

Der wirkliche Krisenzustand ist weniger wichtig. 

Frage: Wie geschieht dies bei komplizierten, ineinandergreifenden großen Krisen?

`t Hart: Politiker müssen imstande sein, komplizierte Sachverhalte, einfach und verständlich zu analysieren. 

Frage: Haben Politiker denn immer die Möglichkeit Krisen zu definieren? Machen dies nicht eigentlich die Medien schon? Oder haben Politiker lediglich bei kleinen Krisen die Chance zur Krisendefinition?

`t Hart: Ich gebe zu, dass dies schwierig ist, aber Politiker sollten die Debatten steuern können. Aber nicht nur Politiker, sondern auch die Wissenschaft kann einen durchaus großen Einfluss haben. Ein Beispiel ist einer der wenigen niederländischen Intellektuellen, Paul Scheffer. Scheffer publizierte 2000 in der niederländischen Zeitung NRC Handelsblad einen Artikel über die niederländische multikulturelle Gesellschaft. Mit seiner These und der Wortschöpfung ‚Multikulturelles Drama’ hat Scheffer die Diskussion über die niederländische Integrationspolitik maßgeblich beeinflusst.  

Teilnehmer: Man darf die Rolle der Medien nicht überbewerten. Auch Journalisten stützen sich auf Institutionen, Politiker und Experten. Zugegeben: die niederländischen Medien sind linksorientiert. Obwohl Pim Fortuyn jahrelang Kolumnist war, war es dennoch sehr schwierig für ihn ein offenes Ohr bei der Öffentlichkeit zu finden.  

Teilnehmer: Wir leben in einer Erschreckensgemeinschaft. Viele haben Angst vor Reformen und der Globalisierung. Politiker müssen in diesen Zeiten als Krisenmanager auftreten. Bürger wählen keine ängstliche Politiker. Darstellungspolitik, also so zu tun als passiere was, ist ungenügend. Es muss schon eine Entscheidungspolitik stattfinden. Nur wird der Handlungsspielraum für die Politiker immer kleiner. Herr `t Hart geht in seiner Analyse davon aus, dass es noch Handlungsspielraum gibt, aber in vielen Bereichen gibt es diesen nicht mehr. 

Teilnehmer: Politiker sind imstande Sachverhalte zum Kern zu reduzieren. 

`t Hart: Die deutsche Ministerin Renate Künast hat mit ihrer ‚Klasse statt Masse’ ihre Reformen gut verkauft. 

Teilnehmer: Regieren ist Krisenmanagement. Es wird heutzutage immer normaler Politik als Krisenpolitik zu definieren. Die Politik braucht die Medien als Krisenvermittler. Aber es ist wichtig, gut zu definieren was eine Krise ist.

 `t Hart: Der Unterschied liegt in der Regierungsart und –weise: Regieren in der Krise oder Regieren über die Krise. Es ist schon so, dass die Medien immer mehr Einfluss auf das politische Spiel bekommen. Während wir versuchen, die Krise zu definieren, wird die Zeitspanne, in der Medien sich mit einer Krise beschäftigen, immer kürzer. 

Teilnehmer : Eine Krise kann nicht ewig ausgemolken werden. Krisen verlieren irgendwann ihre Überzeugungskraft. 

`t Hart: Regierungen sind nicht immer in der Lage, Krisen zu ihrem Vorteil zu nutzen, weil sie Autorität verlieren oder nicht die überzeugenden Fakten an ihrer Seite haben.

Frage: In den Niederlanden ist der transatlantische Blick größer als in Deutschland. Wäre es in den Niederlanden, wie es Schröder in Deutschland getan hat, möglich den Irakkrieg zu instrumentalisieren? Oder würde dies das niederländische Konsenssystem sprengen?    

`t Hart: In den Niederlanden ist die Westbindung wie eine Religion. Eine Herorientierung ist nicht in Sicht. Schröders Kurs wäre für einen niederländischen Politiker nicht möglich. Der Unterschied zu Deutschland ist, dass die Niederlande kleiner und international abhängiger sind. 

Teilnehmer: Sie sagen jetzt, dass die niederländische Westbindung wie eine Religion betrieben wird, aber vorhin meinten Sie noch, dass es nicht so einfach ist, das Resultat richtig vorherzusagen.  

`t Hart: Es ist sektorabhängig. Der eigene Führungsstil und das eigene Gefühl bei der Krise sind äußerst wichtig. Die Art des Krisenmanagements ist ebenso wichtig wie Institutionen. Dies macht Vorhersagen so schwierig.

Moderation: Martin Florack

Dr. Christoph Strünck - Institut für Politikwissenschaft der 

Universität Duisburg – Essen
Abschied vom deutschen Schönwetter-Korporatismus?
Sozialstaatskrise als Wandel politischer Steuerung
Normalerweise machen Parteien nur in der Oppositionszeit einen Wandel durch. Bei der SPD ist das allerdings anders. Während des Wahlkampfes zur Bundestagswahl 1998 war die Wahlkampfstrategie auf die Neue Mitte ausgerichtet. Wirkliche programmatische Entscheidungen wurden allerdings nicht getroffen. Oskar Lafontaine band die traditionellen Sozialdemokraten an die Partei und Gerhard Schröder vertrat die Neue Mitte. Erst nach dem politischen Machtswechsel 1998 begann die SPD einen zaghaften inhaltlichen Wandel durchzumachen. Dies zeichnete sich ab durch das im Juni 1999 präsentierte Schröder/Blair-Papier. Ursprüngliche Idee des Schröder/Blair-Papiers war es schlichtweg, Oskar Lafontaine zu ärgern. Dass dieser schon im März desselben Jahres zurücktrat, war nicht vorhergesehen. Die Umsetzung des Schröder/Blair-Papiers hat vielleicht deswegen in erster Instanz nicht stattgefunden. 

Inzwischen hat aber ein Richtungswechsel stattgefunden. Die Agenda 2010 ist eine Anknüpfung an das Schröder/Blair-Papier. 

In meiner Präsentation vertrete ich vier zentrale Thesen:
1. Erblast des gescheiterten Bündnisses für Arbeit: Gemeinsame Problemdiagnose der Interessengruppen fehlt 
2. Beziehungen zwischen SPD und Gewerkschaften wandeln sich

3. Skandal um die Bundesanstalt für Arbeit wirkt als window of opportunity für exekutives Handeln

4. Parteienwettbewerb erleichtert Krisenpolitik der Bundesregierung

In der Anfangszeit der Schröder-Regierung sollte über das Bündnis für Arbeit eine kooperative Lösung für die wirtschaftliche Krise Deutschlands gefunden werden. Das Scheitern des Bündnisses für Arbeit lässt sich dadurch erklären, dass sich die Arbeitgeber- und Gewerkschaftsverbände nicht auf eine Diagnose der Krise einigen konnten. Hinzu kam als erschwerendes Faktum, dass die Verbände massive Mitgliederverluste hinnehmen mussten. Diese Verluste erschwerten es einen Kompromiss zu finden.  

Die Konsequenz des Scheiterns des Bündnisses für Arbeit ist, dass die Regierung-Schröder sich vom kooperativen Politikstil abgewandt hat. Die neue Taktik ist an Personen gebundene Reformpläne. Gute Beispiele hierfür sind die Hartz- Kommission und die Rürup-Kommission. Der Skandal um die Bundesanstalt für Arbeit war das Stichwort für Einführung eines neuen Politikstils. Das Bundeskanzleramt nutzte den Skandal als window of opportunity um sich als schlagkräftig darzustellen und traf sofort Maßnahmen. 

Der Vorteil der an Personen gebundenen Kommissionen ist, dass die Regierung bei einem Scheitern weniger schnell in die Verantwortung genommen werden kann. Die jetzige Hartz-Reform hat zwar fast gar nichts mit den Ideen der ursprünglichen Hartz-Kommission gemeinsam, trotzdem wird sie noch immer unter diesem Namen präsentiert. Und während Herr Hartz längst kein Mitglied der Kommission mehr ist, wird er in der Öffentlichkeit noch immer als der Urheber der neuesten Hartz-Reform gesehen. Mit Sicherheit bedauert er es, jemals seinen Namen an dieser Kommission verbunden zu haben, da er inzwischen unter Polizeischutz steht. 

Ein weiterer Aspekt des neuen Politikstils ist die Abkehr vom sozialstaatlichen Verbändekorporatismus. Ursache sind die sich ändernden Beziehungen zwischen SPD und Gewerkschaften seit dem Antritt der Regierung-Schröder. Der traditionell große Einfluss der Gewerkschaften auf der SPD ist kleiner geworden. Dies liegt zum einen am dramatischen Reputationsverlust der Gewerkschaften in der Öffentlichkeit und bei ihrer Basis, andererseits an der Kritik der SPD-Bundestagsfraktion gegenüber. 

Die Basis der Gewerkschaften schwindet. Schuldig hieran sind teilweise die Medien, die eine extrem kritische Haltung den Gewerkschaften gegenüber eingenommen haben. Diese kritische Haltung der Medien kann zum Teil dadurch erklärt werden, dass Medien die Krise in der Medienlandschaft und die deswegen gefährdeten Arbeitsplätze, teils den Gewerkschaften anlasten. Ebenfalls hat die deftige Schlappe beim Streit um die Ausbildungsplatzabgabe, die die Gewerkschaften hinnehmen mussten, die Position der Gewerkschaften gegenüber der SPD- Bundestagsfraktion geschwächt. Als extra belastend für die Beziehungen zwischen der SPD-Bundestagsfraktion und den Gewerkschaften kam die Teilnahme der Gewerkschaften an den Demonstrationen gegen Arbeitsmarktgesetze hinzu. Dies sorgte für eine weitere Integration der SPD-Bundestagsfraktion.  

Schröder hat einen Imagewechsel durchgemacht. Sein Politikstil hat sich vom Populismus zu einem politischen Führungsstil gewandelt. Das große Problem dieser Regierung ist, dass sie ihre Maßnahmen wie Agenda 2010 nicht ausreichend erklärt. Daher muss sie Adhoc-Erklärungen nachschieben. Die Leitmelodie der Reformen fehlt. Ob diese Leitmelodie noch nachgereicht wird, ist fragwürdig. 

Mit dem neuen Regierungsstil wird der Mangel an programmatischer Erklärung ausgeglichen.  

Ebenfalls hilfreich ist der Parteienwettbewerb. Da die Grünen gestärkt aus der Wahl 2002 hervorgingen, ist es der Regierung Schröder möglich, weiterzuregieren. Die SPD stürzt allerdings in Umfragewerten und bei Wahlen immer weiter ab. Die CDU nutzt die Krise der SPD aber nicht, weil sie keine sozialstaatliche Opposition führt und dadurch selber in innerparteiliche Konflikte gerät.

Diskussion: 

Teilnehmer: Wann spricht man in Deutschland von einer Krise und wann greift man ein? Hat das nicht etwas mit Symbolik zu tun? Wie zum Beispiel bei den Arbeitslosenzahlen. Sobald diese die symbolische Grenze von vier Millionen überschreiten, wird gehandelt. Die Agenda 2010 ist die Fortsetzung des gescheiterten Bündnisses für Arbeit. Meine These ist, dass der wirkliche Handlungsspielraum infolge früherer Finanzpolitik stark begrenzt ist.  

Teilnehmer: Eskapismus –. Man wartet auf was gutes, aber man weiß, dass die Agenda 2010 nicht ausreichend ist. In den Niederlanden führt eine Krise immer zu einer Lösung. In den Niederlanden sind nämlich die Hindernisse für Veränderungen nicht so groß. In Deutschland kann man viel vor sich hin schieben. 

Strünck: Es gibt schon Handlungsspielraum. Auch trotz der Finanzzwänge. Vereinzelte Maßnahmen reichen allerdings nicht aus. Man muss schon das ganze System ändern. 

Teilnehmer: In den Niederlanden gibt es ein Ingenieursdenken. Ein Glauben der wissenschaftlichen Machbarkeit. Bei der WAO, der niederländischen Arbeitsunfähigkeitsversicherung, wurde viel restrukturiert. Aber ob deswegen die Zahl der Unterstutzungsempfänger zurückgegangen ist, ist allerdings fragwürdig.

Teilnehmer: Aber ja, die Zahlen sind massiv zurückgegangen. 

Teilnehmer: Die Reformen in Deutschland haben noch nicht alle notwendigen Sektoren erreicht. Diese Reformstagnation ist wegen der niederländischen wirtschaftlichen Abhängigkeit auch gefährlich für die Niederlande. 

Teilnehmer: Der Maßstab ist entscheidend. Wann sind Veränderungen notwendig? In Deutschland gibt es kein einziges Sozialsystem, das nicht in der Krise ist. Unsere Kindeskinder werden an diesen Kosten noch mitbezahlen müssen. Die Agenda 2010 ist aber eine paradigmatische Veränderung. Zum erstenmal wird den Bürgern mehr genommen als gegeben. Das hat nichts mit Sozialdemokratie zu tun und deswegen befindet sich die SPD in der Krise. Es ist zwar ungehört, dass ein sozialdemokratischer Kanzler dies vorschlägt, aber es ist notwendig. Auch wenn es nur ein erster geringer Schritt ist. Die Wahl in 2006 wird ein Richtungsentscheid. Die Deutschen werden nicht alles länger so akzeptieren. Die Veränderungen machen mich optimistisch.     

Strünck: In Deutschland befindet sich der Sozialstaat in einer Legitimierungskrise. Die Frage der Generationsgerechtigkeit muss geklärt werden. Der Sozialstaat muss nachhaltig finanzierbar bleiben.

Teilnehmer: Parteien können sich auch ändern, wenn sie an der Macht sind. Die niederländischen Sozialdemokraten haben sich auch gewandelt. In den Niederlande ist es aber einfacher das System zu ändern, da die Niederlanden kleiner sind. Große Systeme sind schwieriger zu reformieren. Was man außerdem beachten muss, ist, dass die Niederlande keine Wiedervereinigung zu verarbeiten hat. Ebenfalls gibt es die niederländische politische Kultur bereits seit vierhundert Jahren. Das jetzige Poldermodell gibt es erst seit den achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts. Was man in den Niederlanden merkt ist, dass die Bürger langsam reformmüde werden. Obwohl die Niederlande an Reformen gewöhnt ist und diese leichter akzeptiert, muss man die Bürger nicht überstrapazieren. 

Strünck: In Deutschland gibt es eine zaghafte Veränderung. Ein Beispiel ist die Diskussion um die Lockerung des Mindestlohnes um mehr Niedriglohnjobs zu kreieren. 

Teilnehmer: Es ist in den Niederlanden einfacher zu regieren. Die Niederländer haben sich an Krisen gewöhnt. Wir Niederländer genießen den Luxus, solange es ihn gibt. Was ich aber wissen möchte, ist, wie lange Schröder die Krisenstimmung wird nutzen können. Was passiert wenn sich die Wirtschaftslage bessert? Zweitens würde ich gerne wissen, wer die politische Führung hat. Schröder? Die Gewerkschaften? Während ‚Wassenaar
’ waren die Führungsqualitäten der Beteiligten besonders wichtig, weil sie diese Beschlüsse der Basis erklären mussten. 

Außerdem gibt es in den Niederlanden ein blindes Vertrauen in die bureaukratische Führungskräfte, solange diese im Hintergrund bleiben. Gibt es dieses Vertrauen auch in Deutschland?

Strünck: In Deutschland gibt es ein übermäßiges Krisengerede. Die Deutschen geben gerne andere die Schuld. Aber ob das Krisengerede Schröder helfen wird, glaube ich nicht. Das hängt von der Wahl in Nordrhein -Westfalen ab. Schröder wird eine wirtschaftliche Besserung eher in seinem Vorteil nutzen, als den Krisendiskurs fortzusetzen.

Teilnehmer: Das politische Spiel ist wichtiger als die Politik selber. In Deutschland fehlt übrigens eine starke liberale Tradition. 

Teilnehmer: Deutschland is catching up with selfpunishment. 

Teilnehmer: Es gibt ein Problem der politischen Kommunikation und der Implementierung der Politik. Rutschen wir in Deutschland nicht in eine Krise der repräsentativen Demokratie?

Block 2

Reformkommunikationsstrategien
Moderation: Jörg Noll

Charles Huijskens - Beratungsfirma für Financial & Corporate Communications
Reformkommunikation in den Niederlanden
Zu aller erst möchte ich, einleitend, den ehemaligen deutschen Kanzler Helmut Schmidt aus einem aktuellem Interview zu seinem neuen Buch „Die Mächte der Zukunft“ (2004) zitieren: 


“Gegenwärtig ist Deutschland ökonomisch ein Hemmschuh der europäischen Entwicklung. Wir sind so ziemlich das Schlusslicht geworden, weil uns die ökonomische Vereinigung der ehemaligen DDR und der alten Bundesrepublik nicht wirklich gelungen ist. Wir verwenden allein an öffentlichen Finanzmitteln etwa 4 Prozent des Sozialprodukts ausschließlich auf die allgemeine Alimentierung der ehemaligen DDR. Das muss nicht 25 Jahre so bleiben, das darf nicht 25 Jahre so bleiben. Wenn es 25 Jahre so bliebe, dann würde ich schwarzsehen – sowohl für Deutschland als auch infolgedessen für den ökonomischen Fortschritt der ganzen Europäischen Union.“ 

Die Niederlande befinden sich seit ein paar Jahren ebenfalls in einer wirtschaftlich schwierigen Situation. Die niederländische Krise ist allerdings eine ganz andere.
Das zeigt sich an der Rückkehr der Parlamentarierin Ayaan Hirsi Ali ins niederländische Parlament. Sie war nach dem Mord an den Filmemacher Theo van Gogh untergetaucht, weil auch sie Morddrohungen bekommen hatte. Die umfangreichen Maßnahmen, die für ihre Sicherheit genommen wurden, zeigen den Ausmaß der Krise in den Niederlanden. Nach den Morden an Pim Fortuyn und Theo van Gogh sind die Niederlande ein verwirrtes Land. Die Folge ist, dass man nicht mehr weiß, wie man hierzulande mit unseren Politikern und unserer Vergangenheit umgehen muss. Vor den Morden waren die Niederländer davon überzeugt, dass in ihrem Land alles in Ordnung sei. Bei uns wusste man alles besser. Wir sahen uns selbst als den moralischen Mittelpunkt der Welt. Wir besaßen, ehrlich gesagt, einen Mangel an Bescheidenheit. Man war davon überzeugt, dass unsere Konsensdemokratie dafür sorge träge, dass alle sozialen Gruppen hier in Frieden zusammenleben würden. Dies war ein Irrtum. Wegen unserem festen Glauben an dem Poldermodel, haben wir die Monster nicht heran kommen sehen. Pim Fortuyn erkannte als einer der Ersten, dass es unter der Oberfläche brodelte. Er erkannte die Unzufriedenheit vieler Bürger und fasste diese als Erster in packende Worte.  

In Krisenzeiten ist es die Verantwortung der Politiker, das ‚Richtige’ zu tun. Sie müssen diese Probleme in Angriff nehmen und diese lösen. Ein Problem, für das wir hier in den Niederlanden eine Lösung finden müssen, ist, dass wir hier in ein paar Jahren eine große muslimische Minderheit haben werden. Das ist zwar keine Bedrohung an sich, aber etwas, das man in richtigen Bahnen leiten muss. Zur Frage wie groß die Gefahr ist eines Kampfes der Kulturen zwischen der islamischen und der westlichen Welt, antwortet Helmut Schmidt folgendes:


“Für mich ist dieser „Clash of civilizations“ bisher – Gott sei Dank – einstweilen eine dräuende Gefahr und noch keine Wirklichkeit. Der Westen kann in einen grundsätzlichen Zusammenprall mit dem Islam geraten. Einstweilen kann man nicht davon sprechen, dass die großen islamischen Länder sich innerlich auf einen Zusammenprall, auf grundsätzliche Feindschaft mit dem Westen eingestellt hätten. Es sind zwei mittelgroße islamisch geprägte Staaten, die sehr bewusst und sehr grundsätzlich den Islam vorantreiben wollen. Das sind Iran und Saudi-Arabien. Aber es gibt eine ganze Reihe von Feldern, auf denen das Verhalten des Westens – genauer gesagt, das Verhalten der Vereinigten Staaten von Amerika – eine Feindschaft fördert, ohne dass es wirklich gewollt ist. Eines der Felder ist ganz offensichtlich der Irak. Zusammengefasst meine ich nach wie vor, dass man nicht so reden sollte, als ob wir uns bereits in einem Kampf zwischen dem Islam insgesamt und dem Westen insgesamt befänden. Das würde ich für sehr töricht halten, weil es zu einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung werden könnte“.

Wir müssen uns also nichts herbeireden, meint Huijskens. Muslimterrorismus ist ein Bedrohung, aber noch keine Wirklichkeit. In den Niederlanden wird im Augenblick Pessimismus verbreitet, während größerer Optimismus angebracht wäre. Der britische Journalist Trevor Adams hat hierzu folgendes geschrieben:

„Finally the Dutch, most tragic of all – and given the two high profile deaths which have occurred, of Pim Fortuyn and Theo van Gogh, I mean the word tragic literally. Both killings were ghastly, vicious murders, and in both cases all those involved deserve the worst punishment that can be meted out of the courts. 

But it does not in any way excuse these crimes to the point out that the Dutch political classes have chosen the worst possible way of avoiding the potential violence. We think of Holland as secular and liberal. We could not be more wrong.  

This is a society of that is both religiously divided and utterly repressive, with most people corralled into schools, districts and civic clubs defined by their religious heritage. Dutch politicians have tried to apply this policy of segregation to Muslims and it has blown up in their faces.

In the Netherlands, the policy has been to combine both American segregation and French authoritarianism in one toxic recipe. As in France, the policy has been driven by a fear of being seen as “soft” on Muslims. It is a policy of appeasement of the far right. And its is beginning to bear its bitter fruit.” 

Die Politik muss den Zweifeln der Bürger etwas Substantielles entgegenstellen. Die Bürger müssen eine Perspektive haben. Die Amerikaner haben den ‚American Dream’. Wir in Europa haben aber, wie Jeremy Rifkin es umschreibt, den ‚European Dream’
. Politiker, sowohl in Deutschland als auch in den Niederlanden, sollten auf diesen Traum verweisen, um so den Bürgern ein Version zu bieten. In beiden Ländern muss die Krise des Sozialstaats gemeistert werden. Kein Land der Welt hat diese Krise rechtzeitig herankommen sehen. Diese Krise haben wir uns alle selbst eingebrockt. Um diese Krise durchzustehen, brauchen wir Politiker mit Perspektiven. Der jetzige Zustand der Welt gibt uns im Augenblick zwar wenig Grund für Optimismus. Pessimismus dahingegen hilft uns schon gar nicht weiter.

Diskussion:    

Noll: Es wird hier von verschiedenen Krisen gesprochen. Sind die Lösungen für alle gleich?

Huijskens: Nach Pim Fortuyn sind wir auf der Suche nach neuen Rezepten. Wer kann uns diese Lösungen bieten? Ayaan Hirsi Ali, Geert Wilders?

Teilnehmer: Gab es denn vorher keine Hinweise zum Zustand der Niederlande? Ich denke hier an die Clingendaelstudie, weswegen mitunter auch das Duitsland Instituut Amsterdam errichtet wurde. Durch die Clingendaelstudie wurde klar, wie schlecht der Niederländer über die Deutschen dachten. Lag bei dieser Studie der Focus nur auf Deutschland? Oder war damals schon eine gewisse unterschwellige allgemeine Xenophobie sichtbar? Anderseits: Wie wurden die exorbitanten Gewaltsausbrüche der niederländischen Fußballfans beurteilt? Interpretierte man das schon als Krise, oder waren das Einzelfälle?

Huijskens: Nach dem Mord an Fortuyn ist die Niederlande relativ schnell wieder in den Winterschlaf versunken. Jetzt erst, seit dem Mord an Van Gogh, wird das Problem der Muslimminderheiten richtig diskutiert. Man erkannte diese Problematik vorher nicht. Rückblickend kann man sich darüber wundern. In den Niederlanden glaubte man, dass alles perfekt organisiert sei. Dieser Traum ist leider vorbei.

Teilnehmer: In Deutschland gibt es die wirtschaftliche Krise. Wegen des finanziellen Mangels, stehen wir in Deutschland vor der Frage, wie wir dafür sorgen können, dass der Sozialstaat bezahlbar bleibt. In den Niederlanden herrscht eine ganz andere Krise vor. Dort gibt es einen Konflikt zwischen Freiheit und Sicherheit. Das ist eine Krise des Zusammenlebens. Aber auch hier braucht man Standards. In was für eine Gesellschaft möchten wir leben? Es ist wichtig, dass man dies richtig miteinander abstimmt. Es müssen normative Regel für die Gesellschaft festgelegt werden. 

Huijskens: Das ist meiner Ansicht nach das Core-Business der Politiker. Die Politiker müssen den Bürgern Standards bieten und diese vertreten. Es müssen aber nicht nur negative Standards sein. Man muss den Bürgern etwas bieten. Geert Wilders hat keine Partei und kein Programm und Ayaan Hirsi Ali hat kein Programm, aber sie haben dennoch die Führungsrolle in der politischen Diskussion. 

Teilnehmer: Wir könnten einen Helmut Schmidt in den Niederlanden in diesen Zeiten gut gebrauchen. Jan Peter Balkenende hat die Diskussion über Werte und Normen bei uns in den Niederlanden eingeführt, aber nicht sehr erfolgreich. Er versucht die Diskussion über Werte und Normen zu steuern und versucht neue Werte zu formulieren. Aber bis jetzt ist diese Diskussion nicht sehr erfolgreich gewesen. Wieso gelingt es Balkenende nicht diese Diskussion in Gang zu bringen?    

Huijskens: In den Niederlanden mögen wir keine Politiker mit großen Ideen und Visionen. Das ist das größte Problem. Es vielleicht Zeit um die alten Familienwerte wiederzuentdecken. 

Noll: Vielleicht sind die Krisen in den Niederlanden und in Deutschland nicht so unterschiedlich, wie man in erster Instanz denkt. In beiden Ländern gibt es eine Legitimationskrise. Im dem einen Land wegen der gesellschaftlichen Spannungen und im anderen Land wegen der sozialen Reformen. In beide Fällen ist man auf der Suche nach neuen Gesellschaftsordnungen. 

Teilnehmer: Entspricht es der Wirklichkeit, dass der gesellschaftliche Frieden in den Niederlanden nur eine Fassade war. 

Huijskens: Bei einen Besuch in Tunis wurde ich mit der Situation in den Niederlanden konfrontiert. Dort wies man mich auf die großen Problemen bei uns. Natürlich hatte man dort vom Mord an Theo Van Gogh gehört, aber ebenfalls hatten die Medien auch der anhängigen Diskussion ausgiebige Aufmerksamkeit geschenkt. Man wusste dort genau Bescheid über die Situation hier in den Niederlanden. Zum Beispiel wurde ich darauf hingewiesen, dass die niederländischen Schulen ein wichtiger Teil der Problematik in den Niederlanden sind. Das hat mich schon überrascht. Medien sind nicht für alles verantwortlich, aber diese Geschichte beweist wohl, wie einflussreich die Medien sind.  

Teilnehmer: In den Niederlanden hat man eine islamitische Säule entstehen lassen. Die Muslime in den Niederlanden haben eigene Schulen, Fußballvereine und so weiter. In den Niederlanden wird die Diskussion von der Annahme beherrscht, dass die niederländische Integrationspolitik versagt hat. In Deutschland soll auf einmal alles viel besser gewesen sein. Nun, das stimmt erstens so nicht und zweitens sollte man die verschiedenen Angehensweisen in den Niederlanden und Deutschland, im Bezug auf die Integration, mal ausführlich vergleichen und dann erst handeln. Ich bekomme den Eindruck, dass man in den Niederlanden zu schnell das Rad herumwerfen möchte.     

Strünck: Man darf keine überzogenen Erwartungen an Politiker haben. Wenn man ein neues Model einführen möchte, hängt nicht alles von den Politikern ab. Der Ball muss an die Bürger zurückgespielt werden. Es muss auch bei den Bürgern ein Mentalitätswechsel stattfinden. 

Huijskens: Was ist ein Politiker? Was macht ein Politiker? In den Niederlanden lässt sich ein Politiker einmal in vier Jahren wählen und in der Zwischenzeit sind es Manager.  

Teilnehmer: Zu schnell werfen wir die Dinge überbord. Das Poldermodel hat zwar Schwächen, aber eigentlich ist es ein recht gutes System. Das Poldermodel hat auch bei der Integrationspolitik funktioniert. Die politischen Eliten sind sich nicht mehr sicher, ob ihre Core-Institutionen noch ausreichend funktionieren. Wir müssen einen Weg finden, wie wir mit den neo-religious movements umgehen müssen. Ich denke, dass die Lösung bei der sozialökonomischen Integration liegt. Die wirtschaftliche Ausgrenzung bestimmter Gruppen kann fatal sein. 

Teilnehmer: Geert Wilders ist eine unholländische Persönlichkeit. Viele Niederländer haben Angst vor der Politik Wilders, dem ´Fortuynisme´. 

Teilnehmer: Ein Teil der Krise ist es, dass Politiker nicht mehr imstande sind, richtig mit den Bürgern zu kommunizieren. 

Huijskens: Heutzutage muss jeder Politiker mit den Medien umgehen können.   

Teilnehmer: Eine Introspektion der Medien wäre keine schlechte Sache.

Teilnehmer: Politiker werden immer mehr als normale Bürger gesehen. Die Distanz zwischen den Politikern und den Bürgern schwindet. Politiker sollen aber nicht ‚normal’ sein, sondern außergewöhnlich. Die Bürger wollen eine besondere Ausstrahlung der Politiker. 

Teilnehmer: Wie managet man Leute wie Ayaan Hirsi Ali, Pim Fortuyn oder Geert Wilders? Populisten muss man einen Platz bieten. Fortuyn’s Partei Regierungsverantwortlichkeit zu geben, war natürlich ein guter Schritt, um diese Bewegung als regierungsunfähig zu entlarven. Im Falle von Geert Wilders hat es nicht geklappt, aber im Fall von Hirsi Ali muss die liberale Partei (VVD) alles unternehmen, um sie in den eigenen Rängen zu halten. Man darf die Populisten in den Niederlanden nicht ausgrenzen, sondern man muss sie einbeziehen. Ebenso kann man sie auch managen. 

Moderation: Martin Florack 

Prof. Dr. Karl-Rudolf Korte - Professor für Politikwissenschaft an der Gerhard-Mercator-Universität Duisburg 

Reformkommunikation in Deutschland

Ich merke, die Tagung stürzt in die Krise. Das Ausmaß der niederländischen Krise war uns nicht bewusst. Wir haben heute ein Vorbild verloren.  

Die Klausurtagungen erfüllen in Deutschland eine wichtige politische und symbolische Rolle. Die deutschen Parteien veranstalten diese Klausurtagungen jedes Jahr im Januar an einem besonderen Ort. Auf diesen dreitägigen Tagungen besprechen die Parteien in exklusiver Runde wichtige Themen und sollen die politische Strategien für das kommende Jahr festgelegt werden. Das Ergebnis ist meistens, während und nach der Tagung, aus den Zeitungen oder im Fernsehen zu vernehmen. Diese großinszenierten Tagungen haben das Ziel, etwas zu verändern und richtungsweisend zu sein. Konkret wird aber wenig Wichtiges während den Tagungen beschlossen. Das einzige Ergebnis der letzten SPD-Klausurtagung war die Bildung neuer Kommissionen. Dies ist, angesichts der jetzigen Krisenlage, schon merkwürdig. 

In Deutschland befinden wir uns in der Verteilungskrise. Über Jahrzehnte wurden Krisen über Neuverteilungen des Wohlstandes gelöst. In Zeiten der finanziellen Knappheit funktioniert das nicht mehr. Die wichtigen Entscheidungen werden vertagt. Das politische System Deutschlands wird heute durch die Ultrastabilität der Blockadepolitik und informellen großen Koalitionen, die laut dem kleinsten gemeinsamen Nenner regieren, charakterisiert.  

Inzwischen wird in Deutschland nicht mehr mit der ‚ruhigen Hand’ regiert, sondern im Gegenteil, werden Beschlüsse in einem rasanten Tempo genommen. Schröders Regierungsstil beinhaltet: Große Beschlüsse, wenig Erklärung und danach Reformkorrektur. Die Beschlüsse haben dabei eine immer kürzere Halbwertszeit. So entsteht eine Korrekturmaschinerie, wobei neue Gesetze sofort korrigiert werden. Kleiner Unfriede auf den Straßen zeigt sich bereits, wobei sich dieser, zugegeben, in Grenzen hält. Schröder reagiert mit der Begrenzung von Zumutungen – ‚Mitfühlender Konservatismus’. Schnell macht die Regierung Schröder einen Rückzieher: „Wir haben den Leuten zu viel zugemutet. Aber jetzt wird alles besser“. Am Ende aller Beschlüsse bleiben nur Gesten übrig.

Was ist das Problem in Deutschland? Vornehmlich, dass die Mehrheit der Deutschen lebt von dem was andere erwirtschaften. Die größten finanziellen Überbuchungen in Deutschland sind Transferzahlungen. Der deutsche Sozialstaat muss dringend reformiert werden.

Ein Hindernis für die Reformen ist, dass eindrittel der Deutschen über sechzig Jahre alt ist. Das größte Klientel der beiden großen Volksparteien besteht aus diesen älteren Menschen, da sie die treusten Wähler sind. Die großen Parteien müssen die nötigen Reformen durchführen. Aber diese Reformen sind eben nicht im Interesse der Übersechzigjährigen. 

Ein weiteres Problem Deutschlands ist die Ultrastabilität des Systems. Schröder verweist gerne auf die Blockade des System, die es ihm oft unmöglich mache, effektive Entscheidungen zu treffen. 

Bei den Bürgern herrscht währenddessen Lethargie. Die Deutschen kennzeichnen sich durch eine ‚uninteressierte Demokratiezufriedenheit’ – „Der Staat wird’s schon richten“. Die Bürger verfolgen das politische Geschehen träge und weinerlich. Wir [die Deutschen] haben uns inzwischen an vier Millionen Arbeitslosen gewöhnt. Wir werden uns auch an fünf Millionen gewöhnen. Protest gegen die Politik ist kaum wahrnehmbar. Dabei macht sich nicht nur eine Politikverdrossenheit breit, sondern eine Politikverachtung. Die Bürger verlieren ihr Vertrauen in die Politik und in ihre Vertreter. Die Konsequenz ist, dass die Legitimation der jeweiligen Politiker abnimmt. Als Volksvertreter braucht man aber das Vertrauen der Bürger.  

Die Volksparteien verlieren ihr Charakter als Ideenstätte, welche sie in den Siebzigern und Achtzigern auszeichnete. Man versucht sich mit Outsourcing zu retten. Die Parteien fungieren nicht mehr als der ideologische Rückhalt für Regierungsbeschlüsse. Regiert wird anhand von Umfrageergebnissen. Die Wirkungszeit getroffener Beschlüsse wird dadurch immer kürzer. Außerdem schrumpft die Verlässlichkeit des Parteikaders für die Parteiführung. Schon Minischwankungen im Wählervertrauen sorgen für Nachfragen des Kaders. Das Vertrauen der Führung in der eigenen Partei schwindet. Die deutsche Politik wandelt sich mehr und mehr zu einem präsidialen System. Die Wichtigkeit des Bundeskanzlers wächst stetig. Der Kanzler selektiert persönlich die Mitglieder seines Kabinetts. Das Kabinett wird deswegen immer unsichtbarer. Trotzdem denke ich, dass wir an der Parteiendemokratie in Deutschland festhalten müssen, da diese doch am meisten zu bieten hat. 

Gleichzeitig ist die richtige Erklärung der Beschlüsse problematisch. Die Medien konzentrieren sich nur auf Teile der Beschlüsse und oft stellen sie überspitzt die Ausnahmen dar. Leider gibt es keine Medienformate, die den Bürgern komplexe Reformen unkompliziert erklären. Dies müsste aber möglich sein. Vor allem das Fernsehen könnte und müsste eine wichtige Rolle spielen. Ich denke da an ganz spezifische Sendungen, die Reformprogramme der Regierung erklären. 

Welche Lösungen und Chancen gibt es? Kommunikation muss effektiver und gezielter werden. Probleme müssen mit den richtigen Begriffen umschrieben werden. Man muss sich überlegen, wie Sprache wirkt. Hartz I, II, III und IV hört sich nicht wie eine angenehme Reform an, sondern wie eine Reihe Vergeltungswaffen. 

Führung durch Personen. Personen müssen zu ihrer Rolle passen. Schröder passt zur Agenda 2010. Akteure sind Reformträger.

Führung sollte anhand von Werten stattfinden. Man muss den Bürgern Zielbilder anbieten. Weg von der Pragmatik, hin zur Programmatik. Die Volksparteien brauchen eine erkennbare Identität. Sie brauchen ein Programm, um die Bürger zu begeistern. Wertegebunden und als deutliche Abgrenzung zu anderen Parteien. 

Diskussion:      

Teilnehmer: Formen die, von Ihnen soeben geschilderten Umstände, keine Chance für politische Außenseiter? Gibt es keine Revolution von Unten?

Korte: Hierfür gibt es wenig Anzeichen. Der Protest begrenzt sich auf vereinzelte kleine Proteste auf den Straßen, durch Nichtwählen, die Abgabe von Blankostimmen oder ungültigen Stimmen oder durch die Wahl von rechten Parteien. Ansonsten gibt es noch eine Anzahl Professoren die zum Protest aufrufen. Es gibt aber nicht den nötigen Protest des Mittelstandes.  
Teilnehmer: Gibt es keine Proteste auf lokaler Ebene? 

Korte: Ja, auf lokaler und regionaler Ebene sieht man die extremen Parteien größer werden. Aber richtige Protestbewegungen sind das nicht. In Ostdeutschland gehört der Rechtsextremismus zur Alltagskultur. Es gibt aber eine wachsende Zahl ‚Orientierungsnomaden’. Das feste Klientel der Parteien schwindet langsam.

Es gibt also Raum für die Entstehung einer populistischen Partei. 

Teilnehmer: Eine populistische Bewegung kann überall entstehen und Erfolg haben. Ein niederländisches Beispiel ist die Stadt Hilversum. Wenn man Hilversum mit der Stadt Haarlem vergleicht, erscheinen beide Städte im Prinzip gleich. In Hilversum dahingegen hat der Populist Jan Nagel Erfolg gehabt. 

Korte: Die Unlust der Rebellen über die geführte Politik nimmt in Deutschland zu.

Teilnehmer: Gibt es eine Präventionsstrategie?

Korte: Nein, nicht wirklich. Die Parteiendemokratie steckt in der Krise. Sie verliert ihre Legitimation. Trotzdem denke ich, dass wir an die Parteiendemokratie festhalten müssen, weil sie das modernste, repräsentativste und das demokratischste ist, das wir kennen. 

Teilnehmer: In Deutschland ist das Wort Reform ein Synonym für Kürzungen. Die Medien handeln dabei widersprüchlich. Einerseits schreien sie um Reformen, andererseits aber werden die Reformopfer ausgiebig in den Fernsehsendungen dargestellt. Auf diese Art und Weise ist es sehr schwierig, eine erfolgreiche Reformstrategie zu entwickeln.

Teilnehmer: Der britische Premier Tony Blair hat es viel einfacher. Durch die Eigenart des Westminster-Systems hat er die Möglichkeit Reformen leichter durchzusetzen. Dadurch ist seine Reformstrategie auch viel erfolgreicher. In Deutschland dahingegen ist das föderale System der erschwerende Faktor. Außerdem wird in Deutschland alles ausgiebig in den Medien besprochen. In den Niederlanden wiederum sind sich die Bürger nicht davon bewusst, dass etwas passiert, weil alles leise im Hintergrund stattfindet. 

Korte: Das war eben das Ziel der Föderalismusreform. Die Machtsverhältnisse in Deutschland sollten effizienter verteilt werden. 

Teilnehmer: Ist der Sozialstaat zur Identität des modernen Deutschlands geworden? Ist diese Identifikation in Ostdeutschland sogar noch größer als in Westdeutschland?

Korte: Ja, das könnte man schon sagen. Es gibt in Deutschland eine outputorientierte Politikzufriedenheit. Die deutsche Krise ist eben nicht nur eine ökonomische Krise, sondern auch eine Identitätskrise.

Teilnehmer: Gerade die jungen Mittelschichten, die gut bezahlt werden, sehen durch die Reformen das Gleichheitsprinzip verletzt. Von ihnen fragt man zwar Flexibilität, aber man bietet ihnen keine Gegenleistung in Form von z.B. besserer Schulbildung für ihre Kinder.

Teilnehmer: Viele Politiker sind der Meinung, dass die fehlende Zustimmung eine Folge der falschen Kommunikation ist. Aber man muss bedenken, dass die meisten Wähler schlichtweg der Meinung sind, dass das Murks ist, was Politiker machen. Politiker müssen nicht nur richtig kommunizieren, aber auch den Bürgern richtig zuhören.

Teilnehmer: Es gibt manchmal nur hässliche Lösungen. In den Niederlanden gibt es zwar die ‚Tri-partitezusammenarbeit’ zwischen der Politik, den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern, aber die Vermittlung der Beschlüsse an die Basis, machen die Verbände selber. 
Korte: In Krisenzeiten muss man unpopuläre Maßnahmen richtig kommunizieren.  Auch die Medien haben die Verantwortung diese Maßnahmen richtig zu kommunizieren.

Teilnehemer: Wieso? Fernsehen ist ein emotionales Medium. Im Fernsehen werden Emotionen gezeigt. Das Fernsehen trägt nicht die Verantwortung für die richtige Kommunikation von Reformen. Eben die Politiker müssen den emotionalen Charakter des Fernsehens, für ihre Kommunikation, richtig nutzen. 

Korte: In Deutschland haben die Medien inzwischen die Vermittlungskrise der Regierung selbst zum Thema gemacht. Mit welcher Strategie bekämpft man die Rechtsextremisten. Isoliert man sie, ignoriert man sie, oder setzt man sich direkt mit ihnen auseinander? Die Frage ist, wie man die Unzufriedenen an sich bindet. 2002 kam der größte Zuwachs in der Wählerschaft der CDU aus den Unterschichten. Diese Menschen kann man nicht mit einem neoliberalen Programm überzeugen. 

Block 3

Reformbündnisse

Moderator: Jörg Noll

Dr. Hans-Joachim Schabedoth - Leiter der Abteilung Grundsatzfragen bei der Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB)

Herr Schabedoth
Bevor ich beginne, muss ich ihnen kurz etwas über das Selbstverständnis der Gewerkschaften erzählen. Die Gewerkschaften sind mehr als nur Lobbyverbände der Arbeiter. Wir sehen uns vielmehr als die Anwälte für Arbeit und Sozialgerechtigkeit. Wir verstehen uns als die Interessenvertretung aller ArbeitnehmerInnen. Wir sind weder der Gegenspieler der Regierung, noch eine Partei, noch innerparlamentarische, noch außenparlamentarische Opposition. Dahingegen sind wir sehr wohl politisch aktiv. Obwohl wir als Gewerkschaften auf unsere parteipolitische Unabhängigkeit bestehen, sind wir in der politischen Auseinandersetzung weder neutral, noch meinungslos. 

Wir sind die Stimme der lebendigen Arbeit. Unser Ziel ist es, die Kräfte für politische Durchsetzungskraft zu bündeln. In letzter Zeit nimmt das Gefühl der Ohnmacht durchaus zu. Unser Einfluss in Berlin ist geringer geworden. Die Politik begrenzt neuerdings unseren Handlungsspielraum. Dass unter den gegebenen Umständen gehandelt werden muss, sehen wir auch. Aber eine offene Richtungsdebatte über die Reformen sollte es schon geben dürfen. Die Politiker müssen ehrlich auf die bestehenden Alternativen hinweisen. Wenn wir mit Vorschlägen kommen, stoßen wir vornehmlich auf taube Ohren. Aber was man nicht vergessen darf: Wir sind nicht der Gegenspieler der Regierung, sondern Kritiker der unzulänglichen Regierungsarbeit.

Es darf nicht so sein, dass die Herkunft eines Menschen über seine Zukunftsperspektive entscheidet. Der Zugang zur Bildungselite sollte jedem offen stehen. Wir müssen uns in Deutschland europäisch definieren und uns von amerikanischen Zielsetzungen abgrenzen. 

Die politische Durchsetzungskraft der Gewerkschaften hängt davon ab, ob die Bevölkerung uns versteht. Man darf uns beschimpfen, aber die Gewerkschaften sind das Stärkste was die Schwächeren haben. 

Hans Hillen – niederländische christdemokratische Partei CDA, ehem. Abgeordneter und Journalist, Vorsitzender des niederländischen Verbandes für Krankenversicherungen
Herr Hillen
Eigentlich sind die Niederlande und Nordrhein-Westfalen Zwillingsstaaten. Wenn wir beide zu einem Staat zusammenfügen würden, hätten wir eine der leistungsstärksten Ökonomien der Welt. Übrigens: ich bin keineswegs ein ‚Genosse der Bosse’. Als Politiker bin ich nach beiden Seiten verantwortlich. 

Nach dem Mord an Pim Fortuyn ist die Niederlande in eine Identitätskrise geraten. Das Land war verwirrt. Zum ersten Mal seit Jahrhunderten war ein Politiker ermordet worden. Das Ausmaß der Verwirrung zeigte sich durch die überwältigende Anzahl der Stimmen, die während der niederländischen Parlamentswahl 2002 für einen ‚toten Körper’ abgegeben wurden. Königin Beatrix plädierte nach der Wahl für ein Business Kabinett mit Vertretern aller Parteien. Ihrer Meinung nach brauchten das Land und die Politiker ein Time-out. Sie dachte, dass es am besten wäre, nach einem Jahr, wenn die Situation sich etwas beruhigt haben würde, Neuwahlen zu organisieren.  

Die niederländische Politik und die Parteien gerieten nach dem Mord in eine Krise. Nicht aber, wie so oft behauptet, das niederländische politische System.    

Meine eigene Partei, die christdemokratische Partei CDA, war jahrelang die größte Regierungspartei. Aber zu Zeiten der dritten und letzten Legislaturperiode des Minister-Präsidenten Ruud Lubbers waren wir eine Managerpartei geworden. Während die Politiker der anderen Parteien die Radio- und Fernsehensendungen abliefen und ihre Meinungen kundbar machten, blieben wir unsichtbar. Als Regierungspartei muss man nicht nur das Land regieren, sondern man muss auch die Bürger inspirieren. Das ist gerade jetzt, während der aktuellen Krise, wichtig. Es zeigt sich leider heutzutage, dass in allen Parteien nur Manager sitzen. Es werden keine Ideale mehr vermittelt. Auch meine Partei hat sich zu lange nur mit einer möglichen Wiederwahl beschäftigt. Viel media exposure ist zwar hilfreich, aber es ist nicht ausreichend. Es muss schon was dahinterstecken. Bei der letzten Parlamentswahl wurden durch die Medien der Kandidat der Sozialdemokraten (PvdA), Wouter Bos, zum TV-Babe und der Kandidat der Christdemokraten, Jan Peter Balkenende, zum Harry Potter gemacht. Ein gutes Beispiel für die richtige Vermittlung von Idealen ist George Bush Jr. Er ist nicht das Produkt der Partei, sondern er hat seine politischen Überzeugungen unabhängig von seiner eigenen Partei entwickelt. Bei Schröder ist das anders. Schröder hat sich langsam in der Parteihierarchie hoch kämpfen müssen. Er ist deswegen das Produkt aller Strömungen und Meinungen seiner eigenen Partei. Bush braucht nicht so stark wie Schröder zwischen den verschieden Fraktionen zu lavieren. Bush kann seine Überzeugungen ohne wenn und aber austragen. Im Gegensatz hierzu, bekommen Parteien, die ihre Parteichef aus den eigenen Rängen selektieren, keinen Ideenschub. Parteien sollten sich aber selbst immer wieder aufs neue erfinden. Sie müssen neue Ideen entwickeln und diese an die Bürger vermitteln. 

Diskussion:

Teilnehmer: Wie werden in beiden Ländern die Kräfte gebündelt?

Schabedoth: Es gibt in Deutschland ein Mythos: Wenn alle am selben Strang ziehen, geht alles besser. Das stimmt! Die Politik hatte sich viel von dem Bündnis für Arbeit erhofft. Sie trat aber nur als Moderator auf. Das Bündnis für Arbeit ist kein Erfolg geworden, weil sich die Arbeitergeber nur Lohnkürzungen erhofften. Dies konnten wir ihnen natürlich nicht ohne Gegenleistung bieten. Das Bündnis war entnüchternd, aber wir bleiben zuversichtlich.

Hillen: Fernsehen ist ein Emotionsmedium. Wir erwarten aber, dass das Fernsehen unsere rationellen Standpunkte an die Bürger vermittelt. Das funktioniert natürlich nicht so einfach. Die Leute wünschen sich einen emotionalen Halt. Vor zehn Jahren wäre der emotionale Aufstand um den verstorbenen niederländischen Volkssänger Andre Hazes, wie wir sie im Herbst des letzten Jahres gesehen haben, undenkbar gewesen. Auf einmal saßen 50.000 Menschen im Stadion des Amsterdamer Fußballvereins Ajax und haben sich eine Leiche angeguckt. Die Menschen sind auf der Suche nach Geborgenheit. Diesen Halt bieten die niederländischen Parteien ihnen nicht länger.  

Teilnehmer: Herr Schabedoth, es wurde uns gerade erzählt, dass Parteien die Oppositionszeit nutzen, um sich neu zu orientieren und neue Ideen zu entwickeln. Gilt dies auch für die Gewerkschaften?

Schabedoth: Wir befinden uns nicht in der Opposition. Wir müssen unsere Ideen immer hinterfragen. Eine Opposition probiert die Fehler der Regierung zu verdoppeln, nicht zu verhindern. Wir versuchen die Regierungsarbeit mit konstruktiver Kritik zu verbessern. Wir müssen mit jeder Regierung zusammenarbeiten. Aber ehrlich gesagt: Wir ärgern uns lieber über die schlechteste SPD-Regierung, als über die beste CDU-Regierung.

Teilnehmer: Die Gewerkschaften haben mit großem Mitgliederschwund zu kämpfen. Benötigen Sie keine Erfolge um die Leute an sich zu binden?

Schabedoth: Die Tarifbesprechungen sind einer unserer wichtigsten Kernaufgaben. Damit sind wir als Gewerkschaften täglich beschäftigt. Das ist zwar nicht so spektakulär, aber durchaus wichtig. Wir werden Vorort wahrgenommen. In unserer Arbeit stehen wir andauernd im Kontakt mit verschiedenen Akteuren. Für unseren Erfolg sind wir aber nicht allein verantwortlich, sondern auch von anderen abhängig. 

Hillen: In den Niederlanden sind die Gewerkschaften Teil des Systems. Sie werden immer eingeladen. Man braucht ihre Zustimmung. Die Parteien sind ein wichtiger Bestandteil des Beschlussprozesses. 

Schabedoth: Das sind schon zwei verschiedene Traditionen. In Deutschland formen die Parteien kein Teil des Regierungsprozesses. Das wird oft vergessen. 

Teilnehmer: Wie hat die Mindestlohndebatte die Mitgliederzahlen negativ beeinflusst?

Schabedoth: Wir waren für die Auflockerung der Mindestlöhne, denn den Mindestlohnsektor gibt es in Deutschland inzwischen in vielen Bereichen. Vor allem im Einzelhandel. Wir waren aber für eine ergebnisoffene Diskussion. Das wurde abgelehnt.

Teilnehmer: Bei der Reform des Sozialstaates hilft es, wenn Themen weniger politisiert werden. 

Hillen: Vieles wird besprochen. Vieles wird beschlossen. Man hofft, dass es ausreicht. Wir machen Musik und das Schiff geht unter.

� Diese Studien waren: 


-PhD Study 1. Locus: Asylum policy, Nl-Ger, 2x2  Focus: `testing’ crisis-reform    hypotheses


-PhD Study 2. Locus: Penal policy, Nl-UK, 2x2  Focus: ibid 


-PhD Study 3. Locus: Criminal investigation policy, NL-UK, 1x1. Focus: role of crisis commissions


-PhD Study 4. Locus: Conscription policy, NL-Swe, 1x1. Focus: reformist-conserving political and bureaucratic leadership


-PhD Study 5. Locus: Social security, NL-Bel, 1x1


Focus: institutional reproduction/adaptation


Article study 1: Locus: Housing subsidies, NL, 1x1


Focus: crisis response and institutional reform


Article study 2a/b: Locus: Agriculture, NL, 1x2 cases. Focus: crisis leadership and reform





� Wassenaar =Am 24. November 1982 verkündeten die Führungen des Gewerkschaftsbundes FNV und des Dachverbandes der zentralen Arbeitgebervereinigung VNO, Wim Kok und Chris van Veen, dass sie ein Abkommen über "einige Empfehlungen zu Fragen der Beschäftigungspolitik" erzielt hätten. Dies war der Beginn einer neuen Ära in den niederländischen Arbeitsbeziehungen. Später wurde das Abkommen von Wassenaar zum gefeierten Symbol des wiedergewonnenen Konsenses zwischen Arbeitgeber- und Arbeitsnehmerverbände. In den Niederlanden treffen Vertreter von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände und deren Berater sich häufig. Sie haben problemlosen Zugang zu Ministern, führenden Politikern und leitenden Beamten. Verschiedene Stiftungen, Räte, Gremien und Ausschüsse wie die Stichting van de Arbeid ermöglichen häufige und vielfältige Zusammenkünfte. Die Umgangsformen sind eher informell und man kennt sich.        





� Jeremy Rifkin’s, The European Dream, September 2004: In many respects, the European Dream is the mirror opposite of the American Dream.  While the American Dream emphasizes unrestrained economic growth, personal wealth, and the pursuit of individual self-interest, the European Dream focuses more on sustainable development, quality of life, and the nurturing of community. We Americans live (and die) by the work ethic and the dictates of efficiency.  Europeans place more of a premium on leisure and even idleness. America has always seen itself as a great melting pot.  Europeans, instead, prefer to preserve their rich multicultural diversity.  We believe in maintaining an unrivaled military presence in the world.  Europeans, by contrast, emphasize cooperation and consensus over go-it-alone approaches to foreign policy (http://www.foet.org/European%20Dream.htm)








